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14. Wahlperiode

Beschlussempfehlung und Bericht

des Finanzausschusses

zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 15. Juli 2010 
– Drucksache 14/6612

Denkschrift 2010 zur Haushaltsrechnung 2008;
hier: Beitrag Nr. 12 – Landesbetrieb Vermögen und Bau 

Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen:

I. Von der Mitteilung des Rechnungshofs vom 15. Juli 2010 zu Beitrag Nr. 12
– Drucksache 14/6612 – Kenntnis zu nehmen.

II. Die Landesregierung zu ersuchen,

1. die Vorschläge des Rechnungshofs – abgesehen von der vorgeschlagenen
Ämterneustrukturierung – weiter umzusetzen, insbesondere

a) die durch Untersuchungen des Landesbetriebs und des Rechnungshofs
dargestellten Optimierungspotenziale von über hundert Vollzeitäquiva-
lenten zu generieren;

b) diese frei werdenden Personalressourcen soweit erforderlich für die Be-
wältigung neuer bzw. zusätzlicher Aufgaben z. B. im Bereich der ener-
getischen Sanierung und des Hochschulbaus einzusetzen; 

c) die Entscheidungsbefugnisse des Landesbetriebs zu erweitern und die
Wertgrenzen für Vorlagepflichten an das Finanzministerium deutlich zu
erhöhen;

d) Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung in der Betriebsleitung zu
bündeln bzw. verstärkt in den Ämtern zusammenzuführen;

e) dem Grundsatz einer möglichst weitgehenden Erledigung des operati-
ven Geschäfts durch den Landesbetrieb und einer strategischen Steue-
rung durch das Finanzministerium Rechnung zu tragen sowie den Stel-
lenbedarf der Fachabteilung gegebenenfalls anzupassen; 
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2. dem Landtag über das Veranlasste bis zum 31. Oktober 2011 zu berichten.

11. 11. 2010

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Ursula Lazarus Ingo Rust

B e r i c h t

Der Finanzausschuss beriet die Mitteilung Drucksache 14/6612 in seiner 
68. Sitzung am 11. November 2010.

Für eine Beschlussempfehlung des Finanzausschusses an das Plenum sind
diesem Bericht als Anlagen 1 und 2 eine Anregung des Rechnungshofs sowie
ein Antrag von Abgeordneten der CDU und der FDP/DVP beigefügt. Außer-
dem lag dem Ausschuss zur Beratung ein Schreiben des Finanzministeriums
vom 17. September 2010 vor (Anlage 3).

Die Berichterstatterin für den Finanzausschuss zeigte auf, der Landesbetrieb
Vermögen und Bau Baden-Württemberg habe 2007 ein Konzept für eine
Neuorganisation erarbeitet und mittels Benchmarking ein Optimierungspo-
tenzial von 118 Vollzeitäquivalenten ermittelt. Durch eine optimierte Aufga-
benerledigung und eine neue Ämterstruktur habe das Optimierungspotenzial
generiert werden sollen. Das Finanzministerium habe eine Ämterneustruktu-
rierung strikt abgelehnt und ein eigenes Konzept erarbeitet. Dieses sehe ver-
besserte Arbeitsabläufe und eine verstärkte Aufgabenbündelung vor. Die Äm-
terstruktur sollte nach Ansicht des Finanzministeriums zwingend beibehalten
werden. 

Der Rechnungshof habe auf Basis der Daten der Kosten- und Leistungsrech-
nung im Wege eines Benchmarkings die Aufgabenerledigung auf Amtsebene
im Bereich des Querschnitts, des Immobilienmanagements, des Baumanage-
ments und des Gebäudemanagements verglichen. Die Erhebungen und Aus-
wertungen hätten gezeigt, dass die Aufgaben des Landesbetriebs optimiert
und mit deutlich weniger Personal erledigt werden könnten. Insgesamt betrage
das Optimierungspotenzial auf Ämterebene 132 Vollzeitäquivalente. 

Der Rechnungshof habe ferner untersucht, inwieweit die Aufgabenerledigung
mit der Amtsgröße korreliere. Hierbei habe sich gezeigt, dass in den größeren
Ämtern insbesondere die Querschnittsaufgaben effizienter erledigt würden.
Durch die Reduzierung der Anzahl der Ämter von 15 auf 9 ergäben sich ne-
ben den unmittelbaren Personaleinsparungen bei der Abteilung 1 – Amtsleiter,
Referatsleiter und Mitarbeiter – auch in anderen Aufgabenfeldern Synergieef-
fekte. Diese sollten zu weiteren Einsparungen führen. Dadurch könne der
Landesbetrieb nach Auffassung des Rechnungshofs vorhandenes Personal
verstärkt für seine Kernaufgaben und neue Aufgaben – z. B. Infrastrukturpro-
gramm und Energie – einsetzen. Auf Dauer nicht benötigte Ressourcen seien
abzubauen. Der Rechnungshof schließe sich dem Gutachten des Landesbe-
triebs zur Ämterneustrukturierung an, da die geringen Korrekturen durch das
Konzept des Finanzministeriums kaum Optimierungspotenziale ermöglich-
ten.
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Das Finanzministerium habe in seinem Schreiben (Anlage 3) auch eine alter-
native Beschlussempfehlung vorgeschlagen. Der Antrag von CDU und
FDP/DVP wiederum (Anlage 2) sei eine Stunde vor Beginn dieser Sitzung
vorgelegt worden. Als Berichterstatterin für den Finanzausschuss übernehme
sie die ursprüngliche Anregung des Rechnungshofs für eine Beschlussemp-
fehlung an das Plenum (Anlage 1) und bitte Vertreter der Regierungskoalition
und des Finanzministeriums um Erläuterung, wie sie zu ihren Ergebnissen
gelangt seien.

Ein Abgeordneter der CDU erwähnte, der Antrag der Regierungskoalition sei
konkreter als der Beschlussvorschlag des Rechnungshofs. Er bringe die Inte -
ressen des Finanzministeriums und der Regierungskoalition klar zum Aus-
druck, komme aber auch den Interessen des Rechnungshofs weitestgehend
nach. 

Ein Abgeordneter der SPD führte aus, der Antrag von CDU und FDP/DVP
sei interessant, weil er versuche, die von Finanzministerium und Rechnungs-
hof verfolgten Intentionen zu verbinden. Das Finanzministerium setze in sei-
ner alternativen Beschlussempfehlung einen deutlich anderen Akzent als der
Rechnungshof in seinem Beschlussvorschlag. Letztlich lägen zwei wider-
streitende Konzepte vor, wie der Landesbetrieb Vermögen und Bau zu führen
sei. 

So wolle der Rechnungshof, dass die Leitung des Betriebs gestärkt werde
und sich das Finanzministerium auf die strategische Steuerung konzentriere.
Dies bedeute aber auch, dass die Ämter eher etwas abgeben müssten. Das an-
dere Konzept wiederum setze auf die Eigenständigkeit der Ämter und sehe
vor, dass sich das Finanzministerium relativ stark ins operative Geschäft ein-
bringe. Dies sei sozusagen der Ausgangszustand, den das Finanzministerium
tendenziell beibehalten wolle. 

Nun stelle sich die Frage, welches Konzept am besten funktioniere. Ange-
sichts ihrer Erfahrungen mit der Hochbauverwaltung stimme die SPD aus
pragmatischen Gründen der von der Regierungskoalition verfolgten Mittellinie
zu, gebe dazu aber noch folgende Hinweise:

Wenn schon ein Landesbetrieb bestehe, sollten der Betriebsleitung auch ent-
sprechende Spielräume zugestanden werden. Daran habe es in der Vergan-
genheit den Erkenntnissen des Rechnungshofs zufolge wohl gehapert. 

Nach dem Antrag der Regierungsfraktionen seien Aufgaben, Kompetenzen
und Verantwortung verstärkt in den Ämtern zusammenzuführen. Er frage,
was darunter zu verstehen sei, da dies eher gegen eine Stärkung der Betriebs-
leitung spräche. 

Eine Abgeordnete der FDP/DVP warf ein, ihr Vorredner habe sich gerade auf
den Beschlussvorschlag des Rechnungshofs bezogen. Darin sei nur von den
Ämtern die Rede. 

Der Abgeordnete der SPD fuhr fort, der ursprüngliche Gedanke sollte jeden-
falls nicht aus dem Blick geraten, dass der Landesbetrieb in seiner Eigenwirt-
schaftlichkeit und seiner eigenen Handlungsfähigkeit zu stärken sei.

Auch lege die SPD großen Wert darauf, dass der Gedanke einer Ämterneu-
strukturierung nicht völlig außen vor bleibe. So klammerten CDU und
FDP/DVP eine Ämterneustrukturierung in ihrem Antrag ausdrücklich aus.
Der Finanzausschuss sollte darauf hinweisen, dass sich eine Ämterneustruk-
turierung nicht dadurch erledigt habe, dass sie nicht Gegenstand der Be-
schlussempfehlung sei. Nahe liegend schienen zumindest die Zusammenfas-
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sungen zu sein, die in dem Schreiben des Finanzministeriums in Bezug auf
die Ämter in Mannheim und Freiburg aufgeführt würden. Ferner verweise
das Finanzministerium auf die im Bau- und Liegenschaftsgeschäft notwendige
Präsenz in der Fläche. Er meine, dass dieses Argument für das Amt in Lud-
wigsburg nur eingeschränkt gelte. Wenn Stuttgart für die Region als zustän-
dig erklärt werde, stelle sich die Frage, ob in Ludwigsburg ein eigenes Amt
noch tragbar sei.

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, der Rechnungshof plädiere für eine
Bündelung von Standorten, während das Finanzministerium die Abläufe opti-
mieren, aber an der bisherigen Ämterstruktur festhalten wolle. Hessen habe
vor einigen Jahren seine Bauverwaltung erfolgreich neu organisiert. Sie arbeite
sehr effizient und qualitativ gut. Seines Erachtens sollte den dort gemachten
Erfahrungen einmal nachgegangen werden. 

Er schließe sich dem Beschlussvorschlag des Rechnungshofs an, beantrage
jedoch, Abschnitt II Ziffer 1 Buchst. a dieser Anregung um folgenden Satz zu
erweitern:

die Erfahrungen in anderen Bundesländern, insbesondere in Hes-
sen, mit der Bündelung der Standorte und flexiblen Organisations-
formen auszuwerten;

Die Abgeordnete der FDP/DVP merkte an, die Situation in Hessen unter-
scheide sich von der in Baden-Württemberg. Sie fügte hinzu, der Landesbe-
trieb Vermögen und Bau habe eigene Untersuchungen angestellt und dabei
selbst eine Reduzierung der Zahl der Ämter vorgeschlagen. Diese Unter -
suchungen seien von der Koalition explizit in ihren Antrag aufgenommen
worden, da sie sie als durchaus sinnvoll erachtet habe. Somit sei der Aspekt
einer Ämterneustrukturierung in dem Antrag sehr wohl enthalten. CDU und
FDP/DVP wollten nur nicht ein Gesamtkonzept. 

Der Rechnungshof habe einen guten Bericht vorgelegt und deutliche Opti-
mierungspotenziale aufgezeigt. Andererseits seien dem angesprochenen Bereich
neue bzw. zusätzliche Aufgaben zugewachsen. Daher müssten frei werdende
Ressourcen dort eingesetzt werden, wo sie dringend benötigt würden. Die
Regierungsfraktionen hätten in ihrem Antrag namentlich die energetische Sa-
nierung und den Hochschulbau erwähnt, weil sich in diesen Bereichen in
nächster Zeit die dringendsten Aufgaben stellten. 

Besonders wichtig sei der FDP/DVP Abschnitt II Ziffer 1 Buchst. c des Koa-
litionsantrags. Danach sollten die Entscheidungsbefugnisse des Landesbe-
triebs erweitert werden. Dies bedeute erheblich mehr Freiraum für den Lan-
desbetrieb als bisher. In diesem Zusammenhang bitte sie das Finanzministe-
rium noch um Auskunft, welche Erhöhung der Wertgrenzen für Vorlage-
pflichten es sich vorstellen könne.

Manches an Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung könne nicht in den
Ämtern zusammengeführt, sondern müsse bei der Betriebsleitung konzen-
triert werden. Die Regierungspräsidien z. B. hätten Schlüsselaufgaben ver-
teilt, damit nicht alle Aufgaben von allen durchgeführt würden. Vergleichba-
res könne auch beim Landesbetrieb erfolgen. 

In den Ämtern bestehe gegenwärtig durch die Konjunkturprogramme eine er-
hebliche Arbeitsbelastung. Dies hätten die Regierungsfraktionen durch die
Formulierung „den Stellenbedarf der Fachabteilung gegebenenfalls anzupas-
sen“ in Abschnitt II Ziffer 1 Buchst. e ausdrücklich berücksichtigt.
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Eine Vertreterin des Rechnungshofs erklärte, in Abschnitt II Ziffer 1 des Koa-
litionsantrags heiße es: 

die Vorschläge des Rechnungshofs – abgesehen von der vorgeschla-
genen Ämterneustrukturierung – weiter umzusetzen, insbesondere 

Dies bedeute letztlich, dass die vorgeschlagene Ämterneustrukturierung nicht
umgesetzt werden solle. Durch einen Verzicht auf diese Neuorganisation
bliebe ein erhebliches Einsparpotenzial ungenutzt. 

Der Vorschlag einer Ämterneustrukturierung stamme ursprünglich nicht vom
Rechnungshof, sondern vom Landesbetrieb selbst. Wenn eine Fachverwal-
tung aufgrund eigener Untersuchungen selbst vorschlage, ihre Ämter neu zu
strukturieren, und der Rechnungshof dieses Ergebnis bestätige, spreche eine
hohe Wahrscheinlichkeit dafür, dass eine solche Neuorganisation fachlich ge-
rechtfertigt sei.

Außer dem Hinweis auf die notwendige Präsenz in der Fläche seien gegen eine
Ämterneustrukturierung keine fachlichen Gründe vorgetragen worden. Im
Übrigen wäre der Radius von neu strukturierten Ämtern nahezu identisch mit
dem jetzt bestehenden.

Sie meine, es handle sich um politische Gründe. Diese sprächen aber sicher
nicht gegen einen Zusammenschluss von bisher noch selbstständigen Bezirks-
und Universitätsbauämtern. In Karlsruhe, Ulm und Tübingen bestünden 
solche zusammengeschlossenen Ämter bereits. Sie erfüllten ihre Aufgaben
trotz zunehmender Arbeitsbelastung sehr gut. In diesen Städten seien – aller-
dings jeweils zwei zu einem zusammengeführt – die Ämter also erhalten
worden. Sie sehe keinen Grund, einen derartigen Zusammenschluss nicht
auch andernorts vorzunehmen. 

Wenn der Beschlussvorschlag der Regierungsfraktionen so zu verstehen sei,
dass er eine Ämterneustrukturierung beinhalte, müsste die Formulierung „ab-
gesehen von der vorgeschlagenen Ämterneustrukturierung“ an sich ge -
strichen werden.

Sie erwiderte auf Einwurf der Abgeordneten der FDP/DVP, der Landesbe-
trieb habe genau wie der Rechnungshof vorgeschlagen, die Zahl der Ämter
von 15 auf 9 zu reduzieren.

Die Ministerialdirektorin im Finanzministerium gab bekannt, die Wertgrenze
für Große Baumaßnahmen, die das Finanzministerium genehmigen müsse,
betrage gegenwärtig 1,25 Millionen €. Das Finanzministerium überlege der-
zeit, ob eine Erhöhung auf 2 Millionen € vorgenommen werden könne. Auch
der Landtag müsste darüber nachdenken – dies sei aber nicht zwingend –, für
die Ausweisung der Großen Baumaßnahmen im Einzelplan 12 die Wertgrenze
zu verändern. 

Seit Jahrzehnten sei die Vermögens- und Hochbauverwaltung einer ständigen
Reform ausgesetzt. Dies sei für die betroffenen Mitarbeiter außerordentlich
problematisch. Sobald über Ämterschließungen diskutiert werde, gehe das
Finanzministerium dazu über, in den Ämtern, die aufgrund politischer Ent-
scheidung künftig möglicherweise nicht mehr bestünden, Stellen nicht mehr
zu besetzen. Dadurch seien wichtige Stellen zum Teil über ein, zwei Jahre
hinweg unbesetzt, was wiederum zu erheblichen Engpässen führe und mit
enormen Belastungen für das Personal einhergehe. Deshalb sei es für die
Funktionsfähigkeit dieses Verwaltungsbereichs wichtig, dass der Landtag eine
klare Haltung einnehme, eine Entscheidung treffe und dann die Verwaltung
eine Zeit lang wieder arbeiten lasse.
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Nach eingehenden Diskussionen habe sich das Finanzministerium für eine
dezentrale Struktur des Landesbetriebs entschieden, weil die weit überwie-
gende Zahl der Aufgaben Vor-Ort-Kenntnisse erfordere. Nach Ansicht des 
Finanzministeriums ergebe sich durch den Grundsatz, dass man innerhalb eines
Radius von 30 bis 50 km ein Bauamt finde, ein großer Qualitätsgewinn in der
Vermögens- und Hochbauverwaltung.

Die gegenwärtige Gliederung des Landesbetriebs in zwölf Bezirks- und drei
Universitätsbauämter komme immer wieder auf den Prüfstand. Inzwischen
würden etwa 60 % des gesamten Bauvolumens für Hochschulen ausgegeben.
Gerade die Universitätsbauämter hätten eine gewaltige Aufgabe zu meistern.
Es sei von unschätzbarem Vorteil, sozusagen ein Kompetenzzentrum Univer-
sitätsbau direkt vor Ort auf dem Campus zu haben. Das Ministerium sei fest
davon überzeugt, dass sich nichts einsparen ließe und es nicht zu einem Qua-
litätsgewinn führte, wenn die Bezirksbauämter mit den angesprochenen
Kompetenzzentren zusammengelegt würden.

Der Landesbetrieb sei bei seiner schon aufgegriffenen Untersuchung zu dem
Ergebnis gekommen, dass auf bestimmte Ämter vielleicht verzichtet werden
könne, habe das Finanzministerium aber eindringlich gebeten, in diesem Zuge
keine Stelleneinsparungen vorzunehmen. Vielmehr seien es Kapazitätsgewinne
gewesen, die ausschließlich der Betriebsleitung zugutekommen sollten. Dies
habe das Finanzministerium aufgegriffen. Die jetzige Untersuchung der Fi-
nanzverwaltung beinhalte in der Tat eine stärkere Konzentration von Aufga-
ben bei der Betriebsleitung, die dort zentral wahrgenommen werden könnten.
Ein Beispiel dafür sei die Abwicklung von PPP-Projekten. Dies diene der
Entlastung der Ämter vor Ort, jedoch nicht dem Ziel, sie zu schließen oder
sie in andere Ämter zu integrieren.

Die Vertreterin des Rechnungshofs betonte, ein Radius von 30 bis 50 km sei
kein Argument, das für die Beibehaltung der bisherigen Ämterstruktur spre-
che. Durch eine Neuorganisation würde sich der bisherige Radius kaum ver-
ändern. Sie habe selbst Aussagen von Bauamtsleitern gehört, wonach sie
auch größere Radien als 50 km bewältigen könnten. Dies erfolge zum Teil
bereits jetzt. So werde z. B. Wertheim vom Amt Heilbronn betreut. Die Ent-
fernung betrage hier 90 km. Die Präsenz in der Fläche würde auch bei der
vom Rechnungshof vorgeschlagenen Ämterneustrukturierung gewahrt. 

Es möge durchaus zutreffen, dass die Universitätsbauämter gegenwärtig erheb-
lich belastet seien. Aber auch Karlsruhe beispielsweise verfüge über eine große
Universität mit einem hohen Bauvolumen. Das dort zusammengelegte Amt
erfülle seine Aufgaben sehr gut. Dort bestünden keine Defizite, wie dem
Rechnungshof bestätigt worden sei. 

Der Ausschuss erhob den Antrag von CDU und FDP/DVP (Anlage 2) bei einer
Gegenstimme mehrheitlich zur Beschlussempfehlung an das Plenum.

22. 11. 2010

Ursula Lazarus
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3
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